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1. Veranlassung

Im Ortsteil Wettendorf plant ein Eigentümer, auf einer derzeit als Acker genutzten Fläche ein Wohnhaus zu errichten. Im Rahmen der untersuchten Entwicklung des Ortsteils für den Eigenbedarf wurde im Nordwesten von Wettendorf der Flächennutzungsplan geändert und in der 11. Änderung und der 21. Änderung jeweils ein Dorfgebiet ausgewiesen. An dieser Stelle besteht im Westen ein landwirtschaftlicher Betrieb. Eine bauliche Entwicklung ist städtebaulich möglich. 

Die politischen Gremien beschlossen, für den landwirtschaftlichen Betrieb und drei bis vier Bauplätze einen Bebauungsplan aufzustellen, um in diesem Bereich eine bauliche Entwicklung für den Eigenbedarf des Ortes bauleitplanerisch zu fassen. 

2. Entwicklung aus dem Flächennutzungsplan, Raumordnung

Der derzeit wirksame Flächennutzungsplan stellt für den Großteil des Plangebietes ein Dorfgebiet (MD) dar. Lediglich im Norden ist ein schmaler Streifen als Fläche für die Landwirtschaft ausgewiesen. Östlich grenzt eine Wohnbaufläche (W) mit einer Geschossflächenzahl von 0,3 an das Plangebiet.

Der Bebauungsplan Wettendorf nimmt die für seinen Geltungsbereich vorgenommenen Darstellungen des Flächennutzungsplans auf und entwickelt sie weiter. 

Das RROP 2008 stellt in der beschreibenden Darstellung die Ziele (fett gedruckt) und die Grundsätze u.a. wie folgt dar:

„II Ziele und Grundsätze zur Entwicklung der Siedlungs- und Versorgungsstrukturen

1.3 Eigenentwicklung

(1) Im Rahmen der grundgesetzlich verankerten kommunalen Planungshoheit trägt jede Gemeinde die Verantwortung für ihre Eigenentwicklung unter Berücksichtigung der Rahmen setzenden überörtlichen und sonstigen fachlichen Belange.

(2) Die Standorte ohne besondere Funktionszuweisung unterliegen der Eigenentwicklung. Diese orientiert sich am örtlichen Entwicklungsstand. Der in Abs. (4) genannte Orientierungswert soll für die Wohnbauflächenausweisung Berücksichtigung finden.

(3) Die bauleitplanerische Konkretisierung der Eigenentwicklung erfolgt über die Bestimmung eines Orientierungswertes für die Wohnbauflächenausweisung, der empirisch ermittelt sich im Planungsraum bewährt hat, ohne die Zentrenstruktur zu belasten.

 (4) Folgender Orientierungswert soll den Planungen in Standorten mit Eigenentwicklung zugrunde liegen:

• ein Angebot von 3,5 Wohneinheiten (WE) pro Jahr und pro 1.000 Einwohnern.

Die Wohnbauflächenausweisung an einem Standort soll den festgelegten Orientierungswert nicht überschreiten. Eine Abweichung vom Orientierungswert soll über nachzuweisende ortsspezifische Planungserfordernisse oder ein das Gemeindegebiet umfassendes Siedlungsflächenkonzept begründet werden und bedarf der Abstimmung mit der unteren Landesplanungsbehörde. Baulücken und durch Bauleitplanung gesicherte, aber noch nicht bebaute Flächen sollen in einer Wohnbauflächenbilanz in Ansatz gebracht werden.

2 Entwicklung der Freiraumnutzungen

2.1 Landwirtschaft
(6) Zum Schutz einer nachhaltigen Landbewirtschaftung sind Gebiete mit einem mittleren bis hohen Ertragspotenzial als "Vorbehaltsgebiet Landwirtschaft (aufgrund hohen, natürlichen, standortgebundenen landwirtschaftlichen Ertragspotenzials)" in der Zeichnerischen Darstellung festgelegt. Alle raumbedeutsamen Planungen und Maßnahmen sollen so abgestimmt werden, dass diese Gebiete in ihrer Eignung und besonderen Bedeutung möglichst nicht beeinträchtigt werden.

(7) Zur Darstellung und zur Sicherung ihrer Funktionen für

• die Kulturlandschaftspflege,

• den Bodenschutz auf Immissionsflächen,

• die Produktion auf Beregnungsflächen für die regionale Verarbeitung und

• die Direktvermarktung

sind landwirtschaftliche Gebiete als "Vorbehaltsgebiet Landwirtschaft (aufgrund besonderer Funktionen der Landwirtschaft)" in der Zeichnerischen Darstellung festgelegt. Alle raumbedeutsamen Planungen und Maßnahmen sollen so abgestimmt werden, dass diese Gebiete in ihrer Eignung und besonderen Bedeutung möglichst nicht beeinträchtigt werden. Die Funktionen der Landwirtschaft für die regionale Abwasserentsorgung werden in der Zeichnerischen Darstellung als "Vorbehaltsgebiet Abwasserverwertungsfläche" festgelegt.

2.5.2 Grundwasser
(6) Zur Deckung des Bedarfs an Trink- und Brauchwasser sind in der Zeichnerischen Darstellung "Vorranggebiete Trinkwassergewinnung" festgelegt. "Vorranggebiete Trinkwassergewinnung" umfassen die Schutzzonen I -III B der festgesetzten Wasserschutzgebiete. Sie schließen ebenso Einzugsgebiete bestehender oder geplanter Trinkwassergewinnungsanlagen und Heilquellenschutzgebiete ein. In diesen Gebieten müssen alle raumbedeutsamen Planungen und Maßnahmen mit der vorrangigen Zweckbestimmung vereinbar sein.“

Das Grundzentrum Hankensbüttel übernimmt einen Teil der flächendeckenden Grundversorgung in der Nähe der Stadt Wittingen, die als Mittelzentrum festgelegt ist. 

Die zeichnerische Flächendarstellung des Regionalen Raumordnungsprogramms (RROP) 2008 für den Großraum Braunschweig stellt die Siedlungen als graue Flächen dar, die auch durch Bauleitplanung abgesichert sind. Rings um Wettendorf ist ein Vorbehaltsgebiet für Landwirtschaft aufgrund besonderer Funktionen der Landwirtschaft ausgewiesen. Wettendorf liegt innerhalb des Vorranggebietes Trinkwassergewinnung.

Im Rahmen des Leitbildes der Dezentralen Konzentration wird angestrebt, eine gewisse Bündelung der Siedlungs- und Wirtschaftsentwicklung entlang der vorhandenen regional bedeutsamen Strecken des Öffentlichen Personennahverkehrs (ÖPNV) zu sichern und zu entwickeln. In den Grundzentren sollen Flächenreserven und Ortsranderweiterungen an diesen Strecken genutzt werden. Ziel ist, mit dieser Bündelung den ÖPNV zu stärken und attraktive Linien zu erhalten, die eine wirkliche Alternative zum parallel laufenden Individualverkehr darstellen.

Das neue Baugebiet in Wettendorf dient der Eigenentwicklung des Ortsteils. Es ist kleinräumig und daher raumordnerisch von untergeordneter Bedeutung. Die landwirtschaftliche Funktion wird durch diese Planung nicht geschwächt. Die angestrebte Entwicklung der Siedlungsentwicklung entlang der regional bedeutsamen Strecken des ÖPNV’s wird mit diesem Baugebiet nicht geschwächt, da es sich lediglich um drei bis vier zusätzliche Bauplätze handelt, die durch diese Planung entstehen können.

Innerhalb des in den Trinkwasserschutzzonen liegenden Plangebietes ist die Schutzzonenverordnung einzuhalten. Gemäß Schutzverordnung ist die Errichtung und Erweiterung von Gebäuden genehmigungspflichtig. Die untere Wasserbehörde ist im Genehmigungsverfahren zu beteiligen. Da es sich bei der Planung um bauliche Anlagen handelt, die das Trinkwasser nicht beeinträchtigen, kann von einer Verträglichkeit der Nutzungen ausgegangen werden.

Die Vorgaben des RROP‘s 2008 werden berücksichtigt. Den raumordnerischen Grundsätzen und Zielen wird entsprochen. 
3. Art der baulichen Nutzung

Als Art der baulichen Nutzung wird für den gesamten Geltungsbereich ein Dorfgebiet (MD) festgesetzt. 

Mit der Festlegung eines Dorfgebietes wird eine Mischung zwischen Wirtschaftsstellen land- und forstwirtschaftlicher Betriebe, dem Wohnen, nicht wesentlich störenden Gewerbebetrieben und der Versorgung der Bewohner des Gebiets dienenden Handwerksbetrieben zulässig.  Auf die Belange der land- und forstwirtschaftlichen Betriebe ist vorrangig Rücksicht zu nehmen. Diese Nutzungen prägen den Ortsteil Wettendorf bisher. Sie sollen auch innerhalb des Plangebietes zulässig sein. Der im Geltungsbereich liegende landwirtschaftliche Betrieb ist zu berücksichtigen. Von der landwirtschaftlichen Hofstelle sowie der zwischen Wirtschaftsgebäude/ Milchviehstall und Plangebietsgrenze befindlichen Silagelagerung für Mais- und Grassilage können Immissionen in Form von Geruch, Staub und Geräuschen im Plangebiet bemerkbar sein. Diese sind im ortsüblichen Rahmen hinzunehmen. Wettendorf ist ein dörflich geprägter Ort mit landwirtschaftlich genutzter Umgebung. Die künftigen Bewohner/innen müssen in dieser landwirtschaftlichen Struktur mit dieser Nutzung und den damit verbundenen Geräuschen und Emissionen rechnen.

Um Konfliktsituationen zu vermeiden, müssen innerhalb des Plangebietes die Werte der 6. allgemeinen Verwaltungsvorschrift zum Bun​desimmissionsschutzgesetz (TA Lärm) für Dorfgebiete entsprechen tags: 60 dB(A) und nachts: 45 dB(A) eingehalten werden. Auch die Werte der TA Luft sind einzuhalten. So kann ein verträgliches Miteinander gewährleistet werden. Der Nachweis ist jeweils im anschließenden Genehmigungsverfahren zu erbringen.  

Es ist nicht auszuschließen, dass bei Bodeneingriffen archäologische Denkmale auftreten, die dann unverzüglich der Kreisarchäologie oder dem ehrenamtlich Beauftragten für archäologische Denkmalpflege gemeldet werden müssen (§ 14 Abs. 1 NDSchG). Möglicherweise auftretende Funde und Befunde sind zu sichern, die Fundstelle unverändert zu lassen und vor Schaden zu schützen (§ 14 Abs. 2 NDSchG). Zuwiderhandlungen können nach § 14 abs. 2 NDSchG) als Ordnungswidrigkeit geahndet und mit einer Geldbuße von bis zu 250.000 € belegt werden.
4. Maß der baulichen Nutzung
Das Maß der baulichen Nutzung wird durch die Festsetzung der Grundflächenzahl und die Festlegung der Zahl der Vollgeschosse bestimmt. Diese Festsetzungen ergeben sich aus der bestehenden und der geplanten baulichen Struktur.

Innerhalb des Plangebietes wird eine Eingeschossigkeit festgelegt. Mit dieser Festlegung kann das neue Baugebiet in die bauliche Struktur der Umgebung eingefügt werden. Die Grundflächenzahl (GRZ) wird mit 0,4 festgesetzt. Einschränkungen gemäß § 19 (4) Satz 3 BauNVO werden festgesetzt, da bei dem relativ hohen Wert von 0,4 eine Überschreitung der GRZ nicht notwendig wird. Damit kann die Bodenversiegelung auf den Grundstücken reduziert werden.

Durch die Festsetzung der Zahl der Vollgeschosse und der GRZ ist die Festle​gung einer Geschossflächenzahl oder Baumassenzahl nicht notwendig. Die in § 17 BauNVO festgelegten Höchstwerte gelten weiterhin.

5. Bauweise

Innerhalb des Plangebietes wird eine offene Bauweise festgesetzt. Die Umgebungsbebauung weist teilweise Gebäudelängen mit ca. 50 m auf, so dass die bauliche Struktur mit der Festlegung einer offenen Bauweise aufgenommen wird.
6. Überbaubare Grundstücksflächen

Die festgesetzten Baugrenzen halten zu allen angrenzenden Nutzungen einen Abstand von 3 m. Damit ist eine optimale Ausnutzung der Baugrundstücke gegeben. Die Gebäude können für eine entsprechende Besonnung ausgerichtet werden. Die Baugrenzen berücksichtigen eine Ausrichtung der Gebäude nach Süden hin.

7. Verkehr, Immissionen

Die Erschließung des Plangebietes erfolgt durch die Anbindung an die bestehende südliche Erschließungsstraße, die im Bebauungsplan als öffentliche Straßenverkehrsfläche festgelegt wird. 

Stellplätze können auf den jeweiligen Grundstücken untergebracht werden, ohne dass zusätzliche Beschränkungen vorgenommen werden müssen.

Um die landwirtschaftlich genutzten Flächen im Norden weiterhin zu erschließen, wird eine Fläche für ein Geh-, Fahr- und Leitungsrecht zugunsten der Anlieger festgelegt. Damit kann die Erschließung weiterhin gewährleistet werden.

8. Natur- und Landschaftspflege

8.1 Erfassung und Bewertung von Natur und Landschaft

8.1.1 Naturschutzfachliche Vorgaben

Nach dem Landschaftsrahmenplan des LK Gifhorn (1994) liegt das Plangebiet in einem Wasserschutzgebiet, Zone III. Für das östliche Plangebiet wird die Erhaltung und Extensivierung der Grünlandnutzung empfohlen. Weitere planungsrelevanten Hinweise bzw. Darstellungen liegen nicht vor. Ein Landschaftsplan ist nicht vorhanden.

8.1.2 Naturräumliche Gegebenheiten

Die Landschaft im Raum von Wettendorf wird durch die naturräumliche Region „Lüneburger Heide“, eine vorwiegend flachwellige, aus altdiluvialen Geestplatten bestehende Geestlandschaft, mit der Untereinheit „Hohe Heide“ geprägt.

Die „Hohe Heide“ ist ein über 100 m hoher und ca. 10-20 km breiter Endmoränenwall, der zum Uelzener Becken steil abfällt. Der Geestboden wird von trockenen, durchlässigen Sanden und Kiesen bestimmt. Durchzogen werden die Hochflächen von einem Netz aus Trockentälern. Wasserführende Niederungen sind selten anzutreffen und beschränken sich auf die tiefer liegenden Areale (ab ca. 70-80 m Höhenlage). Aufgrund der ungünstigen Boden- und Wasserverhältnisse ist der Naturraum nur dünn besiedelt. Das ehemals stark verheidete Gebiet wird heute von Kiefernwäldern dominiert, in denen Ackerareale eingestreut sind. 

8.1.3 Relief, Geologie und Boden

Vgl. Kapitel 11.2.1.5 Schutzgut Boden

8.1.4 Wasser

Vgl. Kapitel 11.2.1.6 Schutzgut Wasser

8.1.5 Klima, Luft

Vgl. Kapitel 11.2.1.3 Schutzgut Luft und Klima

8.1.6 Heutige potentielle natürliche Vegetation (HPNV)

Die potentielle natürliche Vegetation stellt ein theoretisches Vegetationsbild dar, das sich nach Unterlassen des menschlichen Einflusses unter den derzeitigen natürlichen Standort- und Umweltbedingungen ausbilden würde. Sie gibt das heutige biotische Potential des Standortes wider. Die Kenntnisse der potentiellen natürlichen Vegetation lassen Rückschlüsse auf die Pflanzenartenwahl im Zusammenhang mit Pflanzmaßnahmen zu.

Die trockenen sandig-lehmigen Schluffböden wären von einem Flattergras-Buchenwald bewachsen. 

8.1.7 Arten und Lebensgemeinschaften

Eine Flächenbegehung fand außerhalb der Vegetationszeit Anfang März 2009 statt. Aufgrund des ungünstigen Kartierzeitpunkt wurde zum überwiegenden Teil nur der Hauptcode der Biotoptypen entsprechend dem Kartierschlüssel für Biotoptypen des Niedersächsischen Landesamtes für Ökologie
 erfasst. Die Bewertung der Lebensraumbedeutung der Biotope im Planungsraum erfolgt in Anlehnung an das vom ehemaligen NIEDERSÄCHSISCHEN LANDESAMT FÜR ÖKOLOGIE
 herausgegebene Bewertungsverfahren. Die Biotoptypen sind in der Abbildung 1 dargestellt.
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Abbildung 1: Biotoptypen im Plangebiet, M 1 : 2.000 

                  Plangebietsgrenze 
Erläuterung der Biotoptypenkürzel:

AL: Lehmacker   EL: landwirtschaftliche Lagerfläche (Silagefläche)   HO: Hochstamm-Obstbaum   ODS: städtisches Dorfgebiet/Einzelgehöft   OVS: Straße   PKG: Grabeland   TFB: befestigte Fläche, Rasengittersteine   TFB: befestigte Fläche, Betonsteine
Vgl. Kapitel 11.2.1.2 Schutzgut Tiere und Pflanzen

8.1.8 Landschaftsbild/Ortsbild

Vgl. Kapitel 11.2.1.4 Schutzgut Landschaft

8.2 Mögliche Auswirkungen des Vorhabens auf die Schutzgüter

Die im Plangebiet zu erwartenden bau-, anlage-, und betriebsbedingten Beeinträchtigungen auf die Funktionsfähigkeit der Schutzgüter sind tabellarisch dargestellt:

	Beeinträchtigungen

	
a) baubedingt
b) anlagebedingt
c) betriebsbedingt

	· Verlust von Lebensraum durch Beseitigung und Umbau von Vegetation a) b)

· Verlust belebten Bodens durch Versiegelung b)

· Bodenauftrag und -abtrag, Bodenverdichtung a) c)

· Reduzierung der Grundwasserneubildungsrate durch Versiegelung b)

· Luftverunreinigung durch Abgase von Baumaschinen a)

· Veränderung der Bodeneigenschaften durch Biozid- und Düngeeinsatz (Grünanlagen/Gärten) c)

· Kleinklimatische Veränderungen durch Freiflächenverlust und Veränderung der lufthygienischen Bedingungen, Temperaturerhöhung, Verringerung der Luftfeuchte b)

· Landschaftsüberformung durch Errichtung von Naturraum untypischen Gebäuden und Grünanlagen b)


· Im Baugebiet kann neben der vorhanden vollständigen Versiegelung von ca. 1.600 m² und einer Teilversiegelung von 144 m² Fläche (zählt zu 50% als Versiegelung) die Bodenversiegelung (GRZ: 0,4 ohne Überschreitung) um 3.542 m² auf insgesamt 5.214 m² Fläche zunehmen. Der hiervon betroffene Boden weist eine hohe natürliche Bodenfruchtbarkeit sowie eine mäßige bis mittlere Funktion für den Wasserhaushalt und als Filter- und Puffermedium für Schadstoffe auf. Durch die Versiegelung werden die Bodenfunktionen erheblich beeinträchtigt. Der Funktionsverlust ist zu kompensieren.

· Die erheblichen Beeinträchtigungen auf das Schutzgut Wasser sind durch Maßnahmen, die die Versickerungsleistung im Baugebiet gewährleisten, vermeidbar bzw. minimierbar. 

· Die Veränderung der klimatischen Situation kann durch eine Eingrünung des Baugebietes gemindert werden. Es sind keine erheblichen Beeinträchtigungen auf das Schutzgut Klima/Luft zu erwarten, die die Leistungsfähigkeit des Naturhaushaltes reduzieren.

· Durch Umbau/Beseitigung von vegetationsbestimmten Biotopen und die Veränderung der abiotischen Ausstattung (chemische Beschaffenheit des Bodens, Mikroklima) ist mit einem Verlust bzw. mit einer Veränderung von Lebensräumen für Arten und Lebensgemeinschaften zu rechnen. Die Überbauung bzw. Umwandlung von Lehmacker (AL), Grabeland (PKG), schmaler Weg mit Gras- und Staudenflur sowie einer landwirtschaftlichen Produktionsanlage (ODP) kann als eine geringe Beeinträchtigung für Arten und deren Lebensgemeinschaften gewertet werden, da es sich um naturferne, zeitnah wieder herstellbare Ökosysteme handelt. Ein Eingriff in die alten Hochstamm-Obstbäume kann durch Erhaltungsmaßnahmen vermieden werden.

· Erhebliche Beeinträchtigungen des Schutzguts Landschaft sind in Zusammenhang mit den Vorhaben zu erwarten durch eine Verfremdung und Überformung der Oberflächengestalt infolge von Überbauung und Versiegelung. Die erheblichen Beeinträchtigungen sind durch eine Eingrünung und Durchgrünung des Baugebietes zur freien Landschaft mit standortheimischen Gehölzen kompensierbar.

Zusammenfassung der Auswirkungen des Vorhabens

Die Realisierung des Vorhabens ist teilweise mit erheblichen Beeinträchtigungen auf die Schutzgüter Boden, Arten und Lebensgemeinschaften und das Landschaftsbild verbunden. Das Vorhaben ist als Eingriff gemäß § 14 BNatSchG zu werten. Im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens ist gemäß § 15 BNatSchG in Verbindung mit § 1a BauGB die Eingriffsregelung anzuwenden und Maßnahmen zur Vermeidung, Minderung, zum Ausgleich oder Ersatz für die sich aus der Umsetzung der Planung ergebenden Eingriffe in Natur und Landschaft festzulegen.


8.3 Vermeidung und Minimierung von Beeinträchtigungen

Zur Reduzierung der vorhabensbedingten Beeinträchtigungen sind die nachfolgend skizzierten Vermeidungs- und Minimierungsmaßnahmen vorgesehen.

Boden- und Wasserhaushalt

a) Der belebte Boden, der für die Anlage der späteren Vegetationsflächen von großem Wert ist, sollte vor Baumaßnahmen abgeschoben und zur späteren Wiederverwendung zwischengelagert oder sofort wieder als Deckschicht auf Pflanzstandorte aufgebracht werden. Hiermit lässt sich der Eingriff auf den Lebensraum Boden mindern.

b) Bauliche Verdichtungen von gewachsenem Boden sind aus den gleichen Gründen durch geeignete Maßnahmen zu verhindern oder rückgängig zu machen.

c) Der Boden ist vor Schadstoffeinträgen entsprechend dem Stand der Technik zu schützen, z. B. Umgang mit wasser- und bodengefährdenden Stoffen nur auf versiegelten Flächen.

d) Bei Neuversiegelungen sollten grundsätzlich immer nur die Belegmaterialien verwendet werden, die eine optimale Durchlässigkeit des Regenwassers - unter Abwägung der vorgesehen Flächennutzung - zulassen. Offenporige Beläge vermindern ebenfalls den Eingriff in den Bodenhaushalt.

e) Das auf den versiegelten Flächen anfallende Regenwasser ist auf dem Baugrundstück zu versickern. Eine dezentrale Rückhaltung und Versickerung des Niederschlagswassers verfolgt das Ziel, die Abgabe des Regenwassers an die Vorfluter zu mindern, das Abwassersystem hydraulisch zu entlasten, die Grundwassersituation im Gebiet beizubehalten sowie eine ausreichende Vorreinigung des belasteten Regenwassers zu gewährleisten. Um qualitativ hochwertiges Trinkwasser einzusparen, ist auch eine Sammlung des Regenwassers (z. B. in Regentonnen oder Zisternen) möglich, um es als Brauchwasser zu nutzen. 

Erhaltung von Gehölzbestanden (allgemeines Erhaltungsgebot für Laubbäume)

Im Rahmen der Realisierung des Vorhabens gilt ein Erhaltungsgebot für alle standortheimischen Laubbäume im Geltungsbereich des Bebauungsplans, die einen Stammdurchmesser von 15 cm (gemessen in einer Höhe von 100 cm über dem Boden) aufweisen (siehe textliche Festsetzung). Bei mehrstämmigen Bäumen ist die Summe der Stammdurchmesser zugrunde zulegen. Für ausnahmsweise gefällte Bäume ist je Baum als Ersatz ein Laubbaum von mindestens 10 cm Stammumfang zu pflanzen und zu erhalten auf dem Grundstück, auf dem der Baum gefällt wurde, wahlweise der gleichen Art oder der Arten: 

· Spitzahorn (Acer pseudoacacia)

· Winterlinde (Tilia cordata)

· Hainbuche (Carpinus betulus)

· Vogelkirsche (Prunus avium)

· Feldahorn (Acer campestre)

Klima/Luft  und Landschaftsbild

· Emissionen sind nach Stand der Technik zu begrenzen.

· Weitestgehende Begrenzung der vollständig versiegelten Flächen.

· Anpflanzung von standortheimischen Bäumen auf privaten Grünflächen:
Auf jedem bebauten Grundstück sind mindestens 2 Laubbäume (Mindestqualität: H, 2xv, m. B., StU 10-12) außerhalb der Flächen zum Anpflanzen von Laubbäumen und -sträuchern wahlweise der unten angegebenen Arten zu pflanzen und zu erhalten.
- Stieleiche (Quercus robur)
- Rotbuche (Fagus sylvatica)
- Winterlinde (Tilia cordata)
- Hainbuche (Carpinus betulus)
- Feldahorn (Acer campestre)
- Vogelkirsche (Prunus avium)

· Die Gebäude sind mit naturraum- und regionaltypischen Baumaterialien und Farben zu gestalten.

8.4 Ausgleichsmaßnahmen

Für verbleibende Beeinträchtigungen des Bodens und des Landschaftsbilds werden gemäß § 15 Absatz 2 BNatschG i. V. m. § 1a BauGB die im Folgenden beschriebenen Kompensationsmaßnahmen erforderlich. 

Maßnahme Nr. 1: Anlage einer Obstbaumwiese

Im Nordosten des Plangebietes wird auf einer 20 m breiten Grünfläche eine Obstbaumwiese angelegt. Die private Grünfläche wird von einer 6 m breiten Baufläche unterbrochen ist, die mit einer mit einem Geh-, Fahr- und Leitungsrecht zu belegenden Fläche gekennzeichnet ist. Auf der Grünfläche sind mindestens 38 Hochstamm-Obstbäume (wahlweise Apfel- und Kirschbäume), regionaltypische Sorten, Mindestqualität: H, m.B., StU 10-12 cm im Verbund oder Pflanzraster von 10 x 10 m zu pflanzen und zu erhalten. Die am nordöstlichen Rand vorhandenen alten Obstgehölze sind in die Fläche zu integrieren. Verbiss- und Wurzelschutz ist vorzusehen.

Die Grünlandvegetation ist mittels einer Saatgutmischung für Biotopschutzflächen (RSM 8.1.2) zu entwickeln. Die Wiese ist extensiv zu pflegen und sporadisch zu mähen (max. 1-2 x Pflegemahd, Frühsommer und Herbst). Eine Düngung und die Anwendung von Pestiziden sind ausgeschlossen. Alternativ kann eine Pflege über eine sporadische Schafbeweidung erfolgen.

Mit der Maßnahme ist eine Vitalisierung des Bodens durch dauerhafte Aufgabe der landwirtschaftlichen Nutzung verbunden sowie eine Verbesserung der Lebensbedingungen für Tiere, insbesondere für Insekten, Vögel, Kleinsäuger, Amphibien und Reptilien.

Kompensationsumfang: 3.750 m2

Bilanzierung

Zur Ermittlung der notwendigen Kompensationsflächen wurde ein quantifizierendes Bilanzierungsverfahren herangezogen, welches von dem Niedersächsischen Städtetag (1996) herausgegeben wurde. Ziel dieser Berechnung ist die nachvollziehbare, standardisierte Ermittlung von Ausgleichsmaßnahmen. Dazu ist der derzeitige Flächenwert der Biotoptypen auf der von dem Eingriff betroffenen Fläche (Eingriffsfläche, Ist-Zustand) zu erfassen. Die Bewertung der Eingriffsfläche erfolgt durch Vergabe von Wertfaktoren (Wertstufe 0 bis 5) für einzelne Teilflächen auf der Grundlage der Biotoptypen. Diese biotopbezogenen Wertfaktoren werden mit den Flächengrößen multipliziert. Dem gegenübergestellt wird nach dem gleichen Verfahren der zukünftige Wert der von dem Eingriff betroffenen Fläche (Eingriffsfläche nach Planung). Der Wert ist zu erfassen und die Wertverschiebung (Verlust bzw. Verbesserung auf der Fläche) durch die Planung (Flächenwert der Ausgleichsfläche) zu ermitteln.

Kompensationsermittlung für das Schutzgut Boden

Die erheblichen Beeinträchtigungen des Bodens durch die Versiegelung (3.542 m²) werden im Verhältnis 1:1 kompensiert. Die in Kapitel 8.4 beschriebene Maßnahme hat eine schutzgutübergreifende multifunktionale Wirkung. Durch die Umwandlung von 3.750 m² Acker in eine extensiv genutzte Obstwiese ist allgemein eine Verbesserung der Bodenfunktionen zu erwarten. Insbesondere die Bodenfunktionen als Bestandteil des Naturhaushalts werden aufgewertet. Die Bodenerosion und die weitergehende Bodenschadverdichtung werden gemindert. Durch verringerte Stoffeinträge und einen ausgeglicheneren Wasserhaushalt kann auch die Funktion als Abbau-, Ausgleichs- und Aufbaumedium aufgewertet werden. Daneben wird ebenfalls die Lebensraumfunktion für Tiere und für Pflanzen aufgewertet.

Bilanzierung des Ausgleichsbedarfs
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8.5 Resümee

Die rechnerische Gegenüberstellung des gegenwärtigen (Ist-Zustand) und des zukünftigen (Planung) ökologischen Wertes des Plangebietes verdeutlicht, dass mit Durchführung aller landschaftspflegerischen Minimierungs- und Kompensationsmaßnahmen die vorhabenbedingten Beeinträchtigungen des Naturhaushaltes und des Landschaftsbildes im Rahmen der Bebauungsplanung kompensierbar sind. Sonstige Belange, die mit den Belangen des Naturschutzes und der Landschaftspflege abgewogen werden müssen, sind für dieses Plangebiet nicht ermittelt worden. Der Ausgleich des Eingriffes in Natur und Landschaft ist daher entsprechend den Festsetzungen durchzuführen.

9. Ver- und Entsorgung, Trinkwasserschutzzone
Die Wasser-, Abwasser-, Elektrizitäts- und Gasversorgung wird durch den Anschluss an die zentralen Anlagen der Ver- und Entsorgungsträger sichergestellt. Die Abfallentsorgung erfolgt durch den Träger der Müllentsorgung über die öffentliche Straßenverkehrsfläche. 
Das Oberflächenwasser ist gemäß § 149 (3) Nds. Wassergesetz (NWG) grundsätz​lich durch die Grundstückseigentümer zu beseitigen, soweit die Gemeinde nicht den Anschluss an eine öffentliche Abwasseranlage und deren Benutzung vor​schreibt oder ein gesammeltes Fortleiten erforderlich ist, um eine Beeinträchtigung des Wohls der Allgemeinheit zu verhüten. Damit soll eine Versickerung an Ort und Stelle ermöglicht werden, wo dies möglich und sinnvoll ist. 
Die Ortslage Wettendorf liegt in der Trinkwasserschutzzone IIIA des Wasserwerkes Hankensbüttel. Die Schutzzonenverordnung vom 11.04.2006 ist einzuhalten. Beim  Bau von Abwasserleitungen ist das ATV-Arbeitsblatt A 142 vom 11.10.1992 sowie das Merkblatt ATV-M 146 - Ausführungsbeispiele zum o. g. Arbeitsblatt vom April 1995 – zu berücksichtigen. Beim Bau von Straßen bzw. Park- und Standflächen ist die Richtlinie für bautechnische Maßnahmen an Straßen in Wassergewinnungsgebieten (RiStWag), in der z. Zt. geltenden Fassung, in Verbindung mit der Schutzzonenverordnung zu berücksichtigen. Auf § 49 des Wasserhaushaltsgesetzes wird hingewiesen.

10. Kosten der Erschließung, Finanzierung, Bodenordnung
Bodenordnerische Maßnahmen werden auf der privaten Ebene vorgenommen. Die öffentliche Straßenverkehrsfläche ist im Eigentum der Gemeinde. Anliegerbeiträge werden auf der Grundlage des BauGB und des kommunalen Ab​gaberechts erhoben.

11. Umweltbericht

11.1 Einleitung

11.1.1 Inhalte und Ziele des Bebauungsplans Flachskamp

Im Ortsteil Wettendorf plant ein Eigentümer, auf einer derzeit als Acker genutzten Fläche ein Wohnhaus zu errichten. Im Rahmen der untersuchten Entwicklung des Ortsteils für den Eigenbedarf wurde im Nordwesten von Wettendorf der Flächennutzungsplan geändert und in der 11. Änderung und der 21. Änderung jeweils ein Dorfgebiet ausgewiesen. An dieser Stelle besteht im Westen ein landwirtschaftlicher Betrieb. Eine bauliche Entwicklung ist städtebaulich möglich. 

Als Art der baulichen Nutzung wird für den gesamten Geltungsbereich ein Dorfgebiet (MD) festgesetzt. Mit der Festlegung eines Dorfgebietes wird eine Mischung zwischen Wirtschaftsstellen land- und forstwirtschaftlicher Betriebe, dem Wohnen, nicht wesentlich störenden Gewerbebetrieben und der Versorgung der Bewohner des Gebiets dienenden Handwerksbetrieben zulässig. Auf die Belange der land- und forstwirtschaftlichen Betriebe ist vorrangig Rücksicht zu nehmen. Diese Nutzungen prägen den Ortsteil Wettendorf bisher. Sie sollen auch innerhalb des Plangebietes zulässig sein. Der im Geltungsbereich liegende landwirtschaftliche Betrieb ist zu berücksichtigen. Von der landwirtschaftlichen Hofstelle sowie der zwischen Wirtschaftsgebäude/ Milchviehstall und Plangebietsgrenze befindlichen Silagelagerung für Mais- und Grassilage können Immissionen in Form von Geruch, Staub und Geräuschen im Plangebiet bemerkbar sein. Diese sind im ortsüblichen Rahmen hinzunehmen. Wettendorf ist ein dörflich geprägter Ort mit landwirtschaftlich genutzter Umgebung. Die künftigen Bewohner/innen müssen in dieser landwirtschaftlichen Struktur mit dieser Nutzung und den damit verbundenen Geräuschen und Emissionen rechnen.

Innerhalb des Plangebietes wird eine Eingeschossigkeit festgelegt. Mit dieser Festlegung kann das neue Baugebiet in die bauliche Struktur der Umgebung eingefügt werden. Die Grundflächenzahl (GRZ) wird mit 0,4 festgesetzt. Einschränkungen gemäß § 19 (4) Satz 3 BauNVO werden festgesetzt, da bei dem relativ hohen Wert von 0,4 eine Überschreitung der GRZ nicht notwendig wird. Damit kann die Bodenversiegelung auf den Grundstücken reduziert werden.

Innerhalb des Plangebietes wird eine offene Bauweise festgesetzt. Die Umgebungsbebauung weist teilweise Gebäudelängen mit ca. 50 m auf, so dass die bauliche Struktur mit der Festlegung einer offenen Bauweise aufgenommen wird.
Die festgesetzten Baugrenzen halten zu allen angrenzenden Nutzungen einen Abstand von 3 m. Damit ist eine optimale Ausnutzung der Baugrundstücke gegeben. Die Gebäude können für eine entsprechende Besonnung ausgerichtet werden.

Die Erschließung des Plangebietes erfolgt durch die Anbindung an die bestehende südliche Erschließungsstraße, die im Bebauungsplan als öffentliche Straßenverkehrsfläche festgelegt wird. Um die landwirtschaftlich genutzten Flächen im Norden weiterhin zu erschließen, wird eine Fläche für ein Geh-, Fahr- und Leitungsrecht zugunsten der Anlieger festgelegt.

Um die Einbindung in die umgebende Landschaft gewährleisten zu können, ist im Nordosten des Plangebietes eine Obstbaumwiese vorgesehen. Sie stellt ein typisches Element in der Landschaft dar, das den Übergang von der Ortslage zur freien Landschaft markiert. Diese Fläche dient gleichzeitig als Kompensation für die vorbereiteten Eingriffe in Natur und Landschaft.

Städtebauliche Werte:

Dorfgebiet (MD)







ca. 1,30 ha

Öffentliche Straßenverkehrsfläche





ca. 0,28 ha

Private Grünflächen, Obstbaumwiese




ca. 0,38 ha

Gesamtgröße des Plangebietes





ca. 1,96 ha

11.1.2 Umweltschutzziele aus einschlägigen Fachgesetzen und Fachplanungen und ihre Berücksichtigung

Entsprechend der Bodenschutzklausel gemäß § 1a (2) Baugesetzbuch (BauGB) ist mit Grund und Boden sparsam und schonend umzugehen. Der Bebauungsplan verfolgt dieses Ziel, indem lediglich Flächen in die Planung einbezogen werden, die für die künftig geplanten Maßnahmen bauleitplanerisch gefasst werden müssen.

Die Eingriffsregelung ist gemäß § 1 a (3) Baugesetzbuch (BauGB) i.V.m. § 18 ff Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) zu beachten. Sie wird im Rahmen der grünordnerischen Untersuchung im Kapitel 8. „Natur und Landschaftspflege“, abgearbeitet. In der grünordnerischen Untersuchung werden die Vermeidung und Minimierung von Beeinträchtigungen beschrieben und die Ausgleichsmaßnahmen dargestellt. Der Bebauungsplan setzt die Maßnahmen fest und legt gleichzeitig eine Fläche für Kompensationsmaßnahmen fest.

Um Konfliktsituationen zu vermeiden, müssen innerhalb des Plangebietes die Werte der 6. allgemeinen Verwaltungsvorschrift zum Bun​desimmissionsschutzgesetz (TA Lärm) für Dorfgebiete entsprechen tags: 60 dB(A) und nachts: 45 dB(A) eingehalten werden. Auch die Werte der TA Luft sind einzuhalten. 

Die zeichnerische Flächendarstellung des Regionalen Raumordnungsprogramms (RROP) 2008 für den Großraum Braunschweig stellt die Siedlungen als graue Flächen dar, die auch durch Bauleitplanung abgesichert sind. Rings um Wettendorf ist ein Vorbehaltsgebiet für Landwirtschaft aufgrund besonderer Funktionen der Landwirtschaft ausgewiesen. Wettendorf liegt innerhalb des Vorranggebietes Trinkwassergewinnung.

Weitergehende Aussagen zur Raumordnung finden sich im Kapitel „2. Raumordnung, Flächennutzungsplan“ in der Begründung.

11.2 Beschreibung und Bewertung der Umweltauswirkungen

11.2.1 Bestandsaufnahme und Bewertung des Umweltzustands und der Umweltmerkmale

11.2.1.1 Schutzgut Mensch

Innerhalb des Plangebietes sind sonstige Emissionen (Staub, Lärm, Gerüche)  durch die angrenzenden landwirtschaftlichen Bewirtschaftungen auf den Ackerflächen möglich. Von der landwirtschaftlichen Hofstelle sowie der zwischen Wirtschaftsgebäude/ Milchviehstall und Plangebietsgrenze befindlichen Silagelagerung für Mais- und Grassilage können Immissionen in Form von Geruch, Staub und Geräuschen im Plangebiet bemerkbar sein.

Bewertung:

Geringfügige Beeinträchtigungen bestehen durch die Emissionen von landwirtschaftlichen Nutzungen. Innerhalb des ländlichen Raumes ist davon auszugehen, dass die angrenzenden Flächen landwirtschaftlich genutzt werden. In diesen dörflich geprägten Bereichen gehören sie zu den hinzunehmenden Belastungen. Die Belastungen können innerhalb des Plangebietes als unerheblich eingestuft werden. 

11.2.1.2 Schutzgut Tiere und Pflanzen

Das Plangebiet wird überwiegend ackerbaulich genutzt und ist als Lehmacker (AL) einzustufen. Im Osten befindet sich eine Grabelandparzelle (PKG), die neben Rasen, Koniferen und Gemüsebeeten von älteren hochstämmigen Obstbäumen (HO)  (überwiegend Apfelbäume und Kirschbäume) gerahmt wird. Straßenseitig sind ebenfalls drei Obstbäume vorhanden. Ein schmaler Weg, der als Gras- und Staudenflur (UH) ausgeprägt ist, führt von der Straße zum Grabeland.

Im Westen befindet sich ein Einzelgehöft. Es weist kaum traditionelle Bauformen und Freiflächen auf und wird daher als städtisches Dorfgebiet (ODS) eingestuft. Die Zufahrten und Hoffläche sind überwiegend versiegelt (TFB). Die begrünten Freiflächen sind mit Rasen und Ziersträuchern gestaltet.

Im Süden des Plangebietes verläuft die Maseler Straße (OVS). Eine mit Rasengittersteine befestigte Fläche (TFB) befindet sich am südöstlichen Rand des Gebietes.

Die angrenzenden Flächen werden überwiegend ackerbaulich genutzt. Westlich des Einzelgehöftes und südlich der Straße wurden neue Obstwiesen angelegt. Östlich grenzt eine größere landwirtschaftliche Lagerfläche (EL) an. Südöstlich befinden sich dörfliche Siedlungsflächen (OD).

Vgl. Kapitel 8.1.7 Arten und Lebensgemeinschaften

Bewertung: 

Mit Ausnahme der alten Hochstamm-Obstbäume weisen die Biotope (AL, ODS, TFB, OVS, UH) aufgrund ihrer hohen Nutzungsintensität, Strukturarmut und Naturferne nur eine geringe bis mäßige Lebensraumbedeutung für Arten und deren Lebensgemeinschaften auf. Die älteren Hochstamm-Obstbäume bieten speziell für die heimische Fauna (Kleinsäuger, höhlenbrütende Vögel, Insekten)  Lebensraum. Sie sind von mittlerer Bedeutung für Arten und deren Lebensgemeinschaften. 
11.2.1.3 Schutzgut Luft und Klima

Das Plangebiet liegt im Klimabezirk Lüneburger Heide. Die Lüneburger Heide liegt großklimatisch in einer subatlantischen, gemäßigten Zone mit kühlen Wintern und milden Sommern bei ganzjährigen Niederschlägen. Die Winde kommen im Sommer aus westlichen bis nordwestlichen Richtungen. Im Winter ist nach dem westlichen der südwestliche Wind bestimmend. Die mittlere Jahrestemperatur liegt bei 8,0°C. In der Vegetationsperiode (Mai - Juli) beträgt die durchschnittliche Temperatur 14°C. Die mittlere Jahressumme der Niederschläge beläuft sich im Plangebiet auf bis zu 700 mm. Hierbei werden in der Vegetationszeit (Mai - Juli) 180 mm und in der hydrologisch bedeutsamen Winterzeit (November - April) 300 mm erreicht. Die niederschlagsstärksten Monate sind der Juli und der August sowie der Dezember und Januar.

Das Plangebiet und sein Umfeld weist größere Freiflächen auf, so dass kleinklimatische Extreme und siedlungsklimatisch ungünstige Effekte (z. B. Überwärmung, Winddüsen und lufthygienische Belastungen durch Stäube und Aerosole) nicht wirksam werden können. 

Innerhalb des Plangebietes sind nur wenige ältere Gehölzbestände vorhanden. Es handelt sich um ältere Obstbäume im Osten und Westen des Gebietes. Die Gehölze übernehmen kleinklimatisch wichtige Funktionen. Sie regulieren die Lufttemperatur und Luftfeuchte und sind für die Luftregeneration sowie für die Lufthygiene und somit für das Wohlbefinden und die Gesundheit der Anwohner von hoher Bedeutung.

Bewertung:

Allgemein ist von einer Grundbelastung der Luft durch diffuse Emissionsquellen (Landwirtschaft, Industrie und Gewerbe, Wohnsiedlungen etc.) auszugehen. Insgesamt wird das Plangebiet als Bereich mit allgemeiner (mittlerer) Bedeutung für das Schutzgut Klima/ Luft eingeordnet. 

11.2.1.4 Schutzgut Landschaft

Das Plangebiet liegt nordwestlich des Dorfes Wettendorf. In diesem Bereich ist die weitläufige von Ackernutzung geprägte Geest kennzeichnend. Aufgrund der hohen Transparenz tritt das flachwellige Relief der Geest deutlich hervor. Nur wenige Bäume und kleinere Feldgehölze strukturieren den Bereich. Die neu angelegten Obstwiesen können noch keine gliedernde Funktion übernehmen. Das Altdorf Wettendorf befindet sich südöstlich des Plangebietes. Es weist überwiegend ältere ländlich geprägte, Naturraum typische Hofanlagen und ältere Wohnhäuser auf. 

Bewertung:

Isoliert betrachtet weist das Plangebiet nur wenige naturraum- bzw. siedlungstypische Elemente auf. Hervorzuheben sind die alten Hochstamm-Obstbäume. Vorbelastend und visuell störend sind die Windenergieanlagen nördlich von Wettendorf und die nordöstlich liegenden großflächigen Silageflächen und landwirtschaftlichen Produktionsanlagen. Dem Plangebiet wird insgesamt eine mittlere Bedeutung für das Landschaftsbild beigemessen. 

11.2.1.5 Schutzgut Boden

Das Plangebiet und sein Umfeld sind durch eine flachwellige Geestplatte gekennzeichnet. Das Gelände neigt sich von West nach Ost in Richtung der Bottendorfer Bachniederung von ca. 108 m über NN auf ca. 105 m über NN ab. Im Bereich der bebauten Flächen ist das natürliche Relief durch Bodenauf- und –abtrag verändert.

Das geologische Ausgangsmaterial des Plangebiets wird von Sandlöss geprägt, der über glazifluviatilen Ablagerungen der Saale-Kaltzeit lagert. Aus den Ausgangsgesteinen haben sich trockene schluffig-sandige Sandböden entwickelt, die den Parabraunerden zuzuordnen sind (vgl. Bodenübersichtskarte M 1: 50 000, NLfB)
. Der Boden ist locker gelagert, gut durchlüftet und durchwurzelbar. Die schluffig-sandige Parabraunerde besitzt ein sehr gutes Nährstoffnachlieferungsvermögen sowie gute Puffer- und Filtereigenschaften. Der Boden zeichnet sind jedoch durch ein höheres Verdichtungsrisiko und eine Gefährdung gegenüber Wassererosion aus.

Bewertung: 

Die von einer Siedlungsfläche sowie einer Straße geprägten Bereiche sind zum größten Teil  überbaut bzw. durch Bodenauf‑ und -abträge erheblich überformt. Infolge dessen können die Böden in diesem Bereich lediglich als mehr oder weniger veränderte Kulturböden bzw. im Fall von versiegelten Flächen als Rumpfböden bezeichnet werden. Die landwirtschaftlich und gärtnerisch genutzten Böden sind als überprägte Naturböden einzustufen. 

Das gesamte Plangebiet weist gemäß der digitalen Karte „Suchräume für schutzwürdige Böden (Landesamt für Bergbau, Energie und Geologie, M 1:50.000) Böden mit hoher natürlicher Bodenfruchtbarkeit auf. Die Bodenschätzungsdaten in der Liegenschaftskarte geben für das Gebiet eine Bodenzahl von 40 Punkten und eine Ackerzahl von 42 Punkten. Die Zustandsstufe wird mit 3 – hohe Leistungsfähigkeit des Bodens – angegeben. Der Parabraunerde ist aufgrund der Bonität aus regionaler Sicht eine hohe natürliche Bodenfruchtbarkeit beizumessen. Da die Parabraunerden einer intensiven ackerbaulich Nutzung unterliegen, die den Einsatz schwerer landwirtschaftlicher Maschinen bedingt, ist eine Vorbelastung des Bodens durch Verdichtung wahrscheinlich. Die Leistungsfähigkeit des Bodens für den Wasserhaushalt (Versickerungsfähigkeit des anfallenden Oberflächenwassers und ein ausgewogener Bodenwasserhaushalt) als auch die Puffer- und Filterfunktionen des Bodens für Schadstoffe werden aufgrund der Nutzung als mäßig bis mittel eingeschätzt.

Die (teil-)versiegelten Gebäude- und Wegeflächen des Gebietes sind als Böden von geringerer Bedeutung zu bezeichnen.

11.2.1.6 Schutzgut Wasser

Oberflächengewässer

Im Plangebiet sind keine natürlichen Oberflächengewässer vorhanden.

Grundwasser

Das Plangebiet wird durch terrestrische Böden bestimmt, die in den oberen Bodenhorizonten keinen Grundwasseranschluss besitzen. Nach der Geowissenschaftlichen Karte des Naturraumpotentials von Niedersachsen und Bremen - Grundwasser - (1990) liegt das obere Hauptgrundwasserstockwerk des Plangebietes im Plangebiet bei ca. 87 m über NN (interpoliert). 

Ein Kriterium zur Abschätzung der Leistungsfähigkeit des Grundwassers ist die Grundwasserneubildungsrate. Die Grundwasserneubildungsrate ist im Bereich des Plangebietes mit ca. 250-200 mm/a im langjährigen Mittel als mittel zu bewerten. Die Grundwasserfließrichtung entspricht den topographischen Höhen und verläuft östlich in die Niederung des Bottendorfer Bachs. 

Die Beurteilung der Gefährdung des obersten Hauptgrundwasserleiters gegenüber oberflächig eingetragenen Schadstoffen lässt Rückschlüsse auf das Grundwasserschutzpotential zu. Dies kann anhand der Wasserdurchlässigkeit und Mächtigkeit der Deckschichten sowie der Grundwasserflurabstände abgeleitet werden. 

Die Abwasserentsorgung erfolgt zentral in die Kläranlage, wo die Abwässer gereinigt werden.

Bewertung:

Entsprechend der Geowissenschaftlichen Karte ist die Empfindlichkeit gegenüber Grundwasserverschmutzung aufgrund der längeren Infiltrationszeiten des Sickerwassers und der hohen Grundwasserflurabstände als gering einzustufen.

11.2.1.7 Schutzgut Kultur- und sonstige Sachgüter

Unter Kultur- und sonstige Sachgüter sind Güter zu verstehen, die Objekte von gesellschaftlicher Bedeutung als architektonisch wertvolle Bauten oder archäologische Schätze darstellen und deren Nutzbarkeit durch die Vorhaben eingeschränkt werden könnte. Innerhalb des Plangebietes und in unmittelbarer Nähe sind keine Kultur- und sonstigen Sachgüter bekannt. 

Bewertung:

Es liegen keine Hinweise für das Vorkommen von Bodendenkmalen vor. Es ist aber nicht auszuschließen, dass bei Bodeneingriffen archäologische Denkmale auftreten, die dann unverzüglich der Kreisarchäologie oder dem ehrenamtlich Beauftragten für archäologische Denkmalpflege gemeldet werden müssen (§ 14 Abs. 1 NDSchG). Möglicherweise auftretende Funde und Befunde sind zu sichern, die Fundstelle unverändert zu lassen und vor Schaden zu schützen (§ 14 Abs. 2 NDSchG). Zuwiderhandlungen können nach § 14 abs. 2 NDSchG) als Ordnungswidrigkeit geahndet und mit einer Geldbuße von bis zu 250.000 € belegt werden.
11.2.1.8 Zusammenfassende Bewertung des Umweltbestandes

Innerhalb des zu untersuchenden Wirkraumes sind die Beeinträchtigungen, bezogen auf die einzelnen Schutzgüter, als unerheblich zu bezeichnen. Der Mensch wird durch geringfügige Emissionen von den angrenzenden landwirtschaftlichen Flächen und Nutzungen gering beeinträchtigt. Für Tiere und Pflanzen ist das Plangebiet mit Ausnahme der alten Hochstamm-Obstbäume aufgrund der hohen Nutzungsintensität, Strukturarmut und Naturferne von geringer bis mäßiger Lebensraumbedeutung. Vorbelastend und visuell störend sind die Windenergieanlagen nördlich von Wettendorf und die nordöstlich liegenden großflächigen Silageflächen und landwirtschaftlichen Produktionsanlagen für das Landschaftsbild. Der Boden ist landwirtschaftlich genutzt. Er kann in diesem Bereich daher lediglich als mehr oder weniger veränderter Kulturboden bzw. im Fall von versiegelten Flächen als Rumpfboden bezeichnet werden. Die landwirtschaftlich und gärtnerisch genutzten Böden sind als überprägte Naturböden einzustufen. Der Parabraunerde ist aufgrund der Bonität aus regionaler Sicht eine hohe natürliche Bodenfruchtbarkeit beizumessen. Da die Parabraunerden einer intensiven ackerbaulich Nutzung unterliegen, die den Einsatz schwerer landwirtschaftlicher Maschinen bedingt, ist eine Vorbelastung des Bodens durch Verdichtung wahrscheinlich. Die Leistungsfähigkeit des Bodens für den Wasserhaushalt (Versickerungsfähigkeit des anfallenden Oberflächenwassers und ein ausgewogener Bodenwasserhaushalt) als auch die Puffer- und Filterfunktionen des Bodens für Schadstoffe werden aufgrund der Nutzung als mäßig bis mittel eingeschätzt.

11.2.2 Prognose über die Entwicklung des Umweltzustandes bei Durchführung und Nichtdurchführung der Planung

11.2.2.1 Auswirkung bei Durchführung der Planung

Innerhalb des Plangebietes ist eine kleinräumige Erweiterung des bestehenden Dorfgebietes geplant. Die zu erwartenden Wirkungen und Wechselwirkungen liegen vor allem in Folge der geplanten Versiegelung in dem Verlust von Boden und Bodenfunktionen. Damit verbunden sind ein erhöhter Oberflächenwasserabfluss und eine verringerte Grundwasserneubildungsrate. Gleichzeitig kommt es zu einem Verlust von Lebensraum für Flora und Fauna in den versiegelten Flächen. Durch den Freiflächenverlust kann es zu kleinklimatischen Veränderungen und Veränderungen der lufthygienischen Bedingungen, Temperaturerhöhungen und Veränderungen der Luftfeuchte kommen. Hinzu kommt die Beeinträchtigung des Landschaftsbildes durch Naturraum untypische bauliche Anlagen.

Gebiete von gemeinschaftlicher Bedeutung (FFH-Gebiete, EU-Vogelschutzgebiete o.ä.) sind von der Planung nicht betroffen.

Die zu erwartenden Umweltauswirkungen bei Realisierung des Vorhabens werden nachfolgend tabellarisch zusammengestellt und hinsichtlich ihrer Erheblichkeit beurteilt.

Tabelle 1: Zu erwartende Umweltauswirkungen auf die Schutzgüter und ihre Bewertung

	Schutzgut
	Beurteilung der Umweltauswirkungen
	Konfliktpotential

	Mensch
	Einschränkung der Erholungsfunktion
	---

	Tiere/Pflanz.
	Verlust von Teillebensräumen, Schaffung von neuen Lebensräumen innerhalb der Grünflächen
	..

	Klima/Luft
	Veränderung des Kleinklimas durch Freiflächenverlust
	---

	Landschaft
	Beeinträchtigung durch Naturraum untypische bauliche Anlagen, Aufwertung durch neue Laubgehölzanpflanzungen
	..

	Boden
	Beeinträchtigung der Bodenfunktionen (erhöhter Oberflächenwasserabfluss, Grundwasserneubildungsrate), Verlust belebten Bodens durch Versiegelung und Bodenbewegung, -verdichtung 
	..

	Wasser
	Erhöhter Oberflächenwasserabfluss, Reduzierung der Grundwasserneubildungsrate
	---

	Kultur-/Sach.
	Keine Beeinträchtigungen feststellbar
	---

	Wechsel-wirkungen
	Zusätzliche Bebauung freier Flächen, Wechselwirkung Landschaft/Siedlung neu strukturiert
	..


..  erheblich/  ---  nicht erheblich

Bewertung:

Aufgrund der derzeit möglichen landwirtschaftlichen Bewirtschaftung der Freiflächen einerseits und der nur teilweisen Neuversiegelung bei gleichzeitig erheblicher Aufwertung durch die privaten Grünflächen, Obstbaumwiese, sind die Umweltfolgen für diese Funktionen als gering zu bezeichnen. Eine Verstärkung erheblicher Umweltauswirkungen durch sich negativ verstärkende Wechselwirkungen ist im Plangebiet nicht zu erwarten. Bei der Realisierung können auf der Grundlage der Kompensation der Eingriffe in Boden, Natur und Landschaft für den Menschen hinsichtlich der Erholungssituation sowie für andere Schutzgüter wie Tiere und Pflanzen, die Landschaft und die Wechselwirkung zwischen Landschaft und bebaute Bereiche erhebliche Verbesserungen erreicht werden.

11.2.2.2 Auswirkungen bei Nichtdurchführung der Planung

Ohne die Aufstellung des Bebauungsplans könnte innerhalb des Plangebietes weiterhin der Boden landwirtschaftlich bewirtschaftet werden. Die Beeinträchtigungen für die Vielfalt der Bodenstruktur blieben erhalten. Die Durchlässigkeit des Bodens ohne zusätzliche Versiegelungen bliebe bestehen. Auf die Pflanzung von Obstbäumen innerhalb der privaten Grünflächen, Obstbaumwiese, würde verzichtet werden.

11.2.3 Geplante Maßnahmen zur Vermeidung, Verringerung und zum Ausgleich erheblich nachteiliger Umweltauswirkungen

Die Belange des Umweltschutzes sind gem. § 1 (6) Nr. 7 BauGB bei der Aufstellung der Bauleitpläne und in der Abwägung nach § 1 (7) BauGB zu berücksichtigen. Im Besonderen sind auf der Grundlage der naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung gemäß § 1 a (3) BauGB i.V.m. § 18 ff BNatSchG die Beeinträchtigungen von Natur und Landschaft durch die geplante bauliche Erweiterung zu beurteilen und Aussagen zur Vermeidung, Minimierung und zum Ausgleich zu entwickeln. Nicht unbedingt erforderliche Beeinträchtigungen sind aber durch die planerische Konzeption zu unterlassen bzw. zu minimieren und entsprechende Wertverluste durch Aufwertung von Teilflächen mit geeigneten Maßnahmen auszugleichen.

Die Abfallentsorgung, sofern notwendig, erfolgt durch den Träger der Abfallentsorgung über die öffentlichen Straßenverkehrsflächen.

Der landschaftsplanerische Beitrag in der Begründung stellt klar, dass durch Maßnahmen zur Vermeidung und Minimierung (Erhaltung von Gehölzbeständen, Wiederverwendung vom belebten Boden, Vermeidung von baulichen Verdichtungen, Versickerung von Oberflächenwasser, Anpflanzungen von Laubgehölzen auf den Privatgrundstücken) und zum Ausgleich (Anlage einer Obstbaumwiese) der durch die Bebauung verursachte Eingriff in Boden, Natur und Landschaft im Sinne des Bundesnaturschutzgesetzes im Vergleich zu dem vorherigen Zustand kompensierbar ist. Im Folgenden werden die geplanten Maßnahmen zu Vermeidungen, zu Verringerungen und zum Ausgleich der nachteiligen Auswirkungen im Hinblick auf die einzelnen Schutzgüter konkretisiert.

11.2.3.1 Schutzgut Mensch

Innerhalb des Plangebietes werden mit der Festsetzung eines Dorfgebietes zusätzliche Bebauungen ermöglicht. Um die Erholungswirkung der Landschaft auf den Menschen nicht negativ zu beeinflussen, soll das Gebiet mit Pflanzungen von Obstbäumen in die Landschaft eingebunden werden. Der Eingriff in das Landschaftsbild kann mit den neuen Laubgehölzanpflanzungen verringert werden, wodurch die Erholungswirkung der Landschaft weniger beeinträchtigt wird. 

Die unvermeidlichen Emissionen, z. B. durch Gerüche, Staub u.a., sind im Rahmen einer ordnungsgemäßen landwirtschaftlichen Bewirtschaftung der angrenzenden Ackerflächen und der landwirtschaftlichen Hofstelle aufgrund des planerischen Gebotes der gegenseitigen Rücksichtnahme hinzunehmen. Sie können mit der Pflanzung von standortgerechten Laubgehölzen innerhalb des Plangebietes abgemildert werden.

11.2.3.2 Schutzgut Tiere und Pflanzen

Die Versiegelung vom Boden und die damit verbundene Reduzierung von Lebensräumen auf den derzeit unbebauten Flächen sind durch die geplante Überbauung unvermeidbar. Durch zusätzliche Pflanzungen mit standortgerechten Laubgehölzen und Obstbäumen können aber neue Lebensräume für Tiere und Pflanzen geschaffen werden. 

11.2.3.3 Schutzgut Luft und Klima

Die geplante Veränderung der mikroklimatischen Situation kann durch die Pflanzung von Laubgehölzen und Obstbäumen innerhalb der Grünflächen minimiert werden. 

11.2.3.4 Schutzgut Landschaft

Offene Sichtbezüge ergeben sich von den umgebenden Landschaftsbereichen. Um das Gebiet in die freie Landschaft einzubinden, sollten Eingrünungen mit standortgerechten Laubgehölzen vorgenommen werden. Mit diesen Maßnahmen kann das Plangebiet in die Umgebung eingefügt werden.

11.2.3.5 Schutzgut Boden

Die Überbauung innerhalb des Plangebietes ist unvermeidbar. Der Boden wird somit anteilig versiegelt. Eine Beschränkung der Versiegelungsrate durch eine Beschränkung der Grundflächenzahl ist im Plangebiet notwendig. 

11.2.3.6 Schutzgut Wasser

Das Schutzgut Wasser kann in der Planung berücksichtigt werden durch die Anlage von Grünflächen, in denen Oberflächenwasser versickern kann. Auch innerhalb des Baugebietes sollte eine Versickerung gewährleistet bleiben. 

11.2.4 Anderweitige Planungsmöglichkeiten

In Wettendorf wurden verschiedene Möglichkeiten für ein neues Baugebiet untersucht. Der Ort ist durch die Niederung zwischen der alten dörflichen Bebauung im Westen und der neueren Bebauung im Osten getrennt. Dieser Niederungsbereich sollte auf jeden Fall von Bebauung freigehalten werden.

Im Westen der Ortslage ist keine Baulücke entlang der bestehenden Straßen mehr vorhanden. Zur freien Landschaft hin sind feuchtere Gebiete, die ebenfalls von Bebauung freigehalten werden sollten.

Im Osten bei der neueren Bebauung besteht eine Straßenrandbebauung. Mit einzelnen Baugrundstücken im östlichen Bereich dieser Bebauung wurde eine rückwärtige Bebauung ermöglicht. An dieser Stelle soll aber kein neues Baugebiet mit einer eigenständigen Erschließung entstehen, da dies über den Bedarf der Eigenentwicklung von Wettendorf hinausgehen würde.

Im Flächennutzungsplan ist im Nordwesten ein Dorfgebiet ausgewiesen worden, in dem drei bis vier Bauplätze entstehen könnten. Dieser Bereich ist höher gelegen und bereits durch die südlich angrenzende Straße erschlossen. An dieser Stelle könnten für die Eigenentwicklung des Ortes Bauplätze festgelegt werden. Dieser Bereich wurde daher für die Aufstellung eines Bebauungsplans ausgewählt.

11.3 Zusätzliche Angaben

11.3.1 Technische Verfahren bei der Umweltprüfung 

Zur Beurteilung der Planung aus der Sicht von Natur und Landschaft wurde ein grünordnerischer Beitrag zur Eingriffsregelung erstellt. Die grünordnerische Untersuchung wurde in der Umweltprüfung zur Beurteilung und zur Festlegung von Maßnahmen zur Vermeidung, Minimierung und zum Ausgleich von erheblichen Umweltauswirkungen herangezogen.

Schwierigkeiten ergeben sich generell aufgrund der mangelnden Datenlage. Der Landschaftsrahmenplan des Landkreises Gifhorn ist von 1994, ein Landschaftsplan ist nicht vorhanden und Biotoptypenkartierungen liegen als Datenmaterial nicht vor. Eine örtliche Bestandsaufnahme musste vorgenommen werden, um die Umweltfolgen hinreichend beurteilen zu können.

11.3.2 Hinweise zur Durchführung der Umweltüberwachung

Nach Realisierung der Bauvorhaben ist nach zwei Jahren eine Überprüfung der Emissionen vorzunehmen.

11.3.3 Allgemein verständliche Zusammenfassung

Im Ortsteil Wettendorf plant ein Eigentümer, auf einer derzeit als Acker genutzten Fläche ein Wohnhaus zu errichten. Im Rahmen der untersuchten Entwicklung des Ortsteils für den Eigenbedarf wurde im Nordwesten von Wettendorf der Flächennutzungsplan geändert und in der 11. Änderung und der 21. Änderung jeweils ein Dorfgebiet ausgewiesen. An dieser Stelle besteht im Westen ein landwirtschaftlicher Betrieb. Eine bauliche Entwicklung ist städtebaulich möglich. 

Als Art der baulichen Nutzung wird für den gesamten Geltungsbereich ein Dorfgebiet (MD) festgesetzt. Mit der Festlegung eines Dorfgebietes wird eine Mischung zwischen Wirtschaftsstellen land- und forstwirtschaftlicher Betriebe, dem Wohnen, nicht wesentlich störenden Gewerbebetrieben und der Versorgung der Bewohner des Gebiets dienenden Handwerksbetrieben zulässig. Auf die Belange der land- und forstwirtschaftlichen Betriebe ist vorrangig Rücksicht zu nehmen. Diese Nutzungen prägen den Ortsteil Wettendorf bisher. Sie sollen auch innerhalb des Plangebietes zulässig sein. Der im Geltungsbereich liegende landwirtschaftliche Betrieb ist zu berücksichtigen. Von der landwirtschaftlichen Hofstelle sowie der zwischen Wirtschaftsgebäude/ Milchviehstall und Plangebietsgrenze befindlichen Silagelagerung für Mais- und Grassilage können Immissionen in Form von Geruch, Staub und Geräuschen im Plangebiet bemerkbar sein. Diese sind im ortsüblichen Rahmen hinzunehmen. Wettendorf ist ein dörflich geprägter Ort mit landwirtschaftlich genutzter Umgebung. Die künftigen Bewohner/innen müssen in dieser landwirtschaftlichen Struktur mit dieser Nutzung und den damit verbundenen Geräuschen und Emissionen rechnen.

Innerhalb des Plangebietes wird eine Eingeschossigkeit festgelegt. Mit dieser Festlegung kann das neue Baugebiet in die bauliche Struktur der Umgebung eingefügt werden. Die Grundflächenzahl (GRZ) wird mit 0,4 festgesetzt. Einschränkungen gemäß § 19 (4) Satz 3 BauNVO werden festgesetzt, da bei dem relativ hohen Wert von 0,4 eine Überschreitung der GRZ nicht notwendig wird. Damit kann die Bodenversiegelung auf den Grundstücken reduziert werden.

Innerhalb des Plangebietes wird eine offene Bauweise festgesetzt. Die Umgebungsbebauung weist teilweise Gebäudelängen mit ca. 50 m auf, so dass die bauliche Struktur mit der Festlegung einer offenen Bauweise aufgenommen wird.
Die festgesetzten Baugrenzen halten zu allen angrenzenden Nutzungen einen Abstand von 3 m. Damit ist eine optimale Ausnutzung der Baugrundstücke gegeben. Die Gebäude können für eine entsprechende Besonnung ausgerichtet werden.

Die Erschließung des Plangebietes erfolgt durch die Anbindung an die bestehende südliche Erschließungsstraße, die im Bebauungsplan als öffentliche Straßenverkehrsfläche festgelegt wird. Um die landwirtschaftlich genutzten Flächen im Norden weiterhin zu erschließen, wird eine Fläche für ein Geh-, Fahr- und Leitungsrecht zugunsten der Anlieger festgelegt.

Um die Einbindung in die umgebende Landschaft gewährleisten zu können, ist im Nordosten des Plangebietes eine Obstbaumwiese vorgesehen. Sie stellt ein typisches Element in der Landschaft dar, das den Übergang von der Ortslage zur freien Landschaft markiert. Diese Fläche dient gleichzeitig als Kompensation für die vorbereiteten Eingriffe in Natur und Landschaft.

Die wesentlichen Umweltauswirkungen, die durch die Planung vorbereitet werden, sind Beeinträchtigungen des Landschaftsbildes, der Bodenfunktionen durch die möglichen Versiegelungen und die Veränderung der Lebensräume von Tieren und Pflanzen. Diese Auswirkungen bzw. Eingriffe in Natur und Landschaft werden bewertet, woraus sich Maßnahmen zur Vermeidung, zur Verringerung und zum Ausgleich ableiten lassen. Sie sind in dieser Begründung nachvollziehbar aufgeführt. Die Festlegung von privaten Grünflächen, in denen Obstbäume gepflanzt werden sollen, kann die Umweltbeeinträchtigungen mindern. Gleichzeitig müssen auf den privaten Grundstücken Laubgehölze angepflanzt werden. Diese Maßnahmen haben den Zweck, das Plangebiet in die umgebende Landschaft einzufügen. Die Beeinträchtigungen des Landschaftsbildes können dadurch verringert werden. Gleichzeitig wird ein neuer Lebensraum für Tiere und Pflanzen geschaffen. 

Die Versiegelungen können durch die festgesetzte Grundflächenzahl von 0,4 ohne eine Überschreitung beschränkt werden. Auf den verbleibenden Freiflächen und innerhalb der Grünflächen kann das Oberflächenwasser weiterhin versickern. 

Zusammenfassend kann festgestellt werden, dass unter Berücksichtigung der  beschriebenen Maßnahmen zur Vermeidung, zur Verringerung und zum Ausgleich der erheblichen Umweltauswirkungen durch die Festsetzung eines Dorfgebietes keine erheblichen nachteiligen Auswirkungen für die Umwelt zu erwarten sind.
Obernholz, September 2010

(Bürgermeister)

   stadt- und regionalplanung








� vgl. Drachenfels, O. v.; Naturschutz und Landschaftspflege in Niedersachsen Heft A/4, Hildesheim 2004.


� vgl. „Wertstufen und Regenerationsfähigkeit der Biotoptypen in Niedersachsen“ in Informationsdienst Naturschutz Niedersachsen 4/2004


� 	NLfB: Niedersächsisches Landesamt für Bodenforschung, Böden in Niedersachsen.1997





- 14 -


_1332660581.xls
Tabelle1

		Berechnung des Flächenwertes der Eingriffs-/Ausgleichsflächen

		Eingriffs-/Ausgleichsfläche
(Ist-Zustand)		Fläche 
(m2)		Wertfaktor		Flächen-
wert		Eingriffs-/Ausgleichsfläche (Planung)		Fläche 
(m2)		Wertfaktor*		Flächen-
wert

		AL (Lehmacker)		12464		1.0		12,464		Dorfgebiet (MD):

		ODS (verstädtertes Dorfgebiet, Freifläche)		1412		1.0		1,412		Versiegelung (GRZ: 0,4)		5,215		0.0		0

		ODS (verstädtertes Dorfgebiet, Versiegelung: 
Bebauung u. befestigte Fläche (TFB))		1630		0.0		0		Grün (Neuanlage)		7,822		1.0		7,822

		OVS/HOB (Straße mit 
Hochstamm-Obstb.)		2795		1.0		2,795		Baufläche:		13,037

		UH (halbruderale Gras- u. Staudenflur)		38		2.0		76		Bestand/Erhalt

		PKG/HOB (Grabeland mit 
Hochstamm-Obstb.)		1099		2.0		2,198		OVS/HOB (Straße mit 
Hochstamm-Obstb.)		2795		1.0		2,795

		TFB (befestigte Fläche, 
Rasengittersteine)		144		0.5		72

										Bestand (gesamt):		2,795

										Kompensationsfläche:

										Obstwiese		3750		2.5		9,375

										Kompensationsfl. (gesamt)		3,750

		Fläche gesamt (m2)		19,582						Fläche gesamt (m2)		19,582

		Flächenwert der Eingriffs-/Ausgleichsfläche 
(Ist-Zustand)				Gesamt		19,017		Flächenwert der Eingriffs-
/Ausgleichsfläche (Planung/Ausgleich)				Gesamt		19,992

												W*: Wertfaktor nach einer Generation

		Ermittlung des Kompensationsbedarfs

				19,017		Flächenwert Eingriffsfläche (Ist-Zustand)

		-		19,992		- Flächenwert Eingriffsfläche (Planung)

		=		-975		Kompensationsbedarf

						> 0   (zusätzlich zu leistende Kompensation auf externen Flächen)

				X		0   (Kompensation erbracht)

						< 0   (Überkompensation)






